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AUS DEM GESAMTPERSONALRAT DER LEHRERINNEN UND LEHRER BEIM 
STAATLICHEN SCHULAMT OFFENBACH

Kreis Offenbach missachtet Recht und Ordnung!

Die Politik des Kreises Offenbach hat eine neue Qualität erreicht. Das Gesundheitsamt des Kreises Offenbach missachtet einfach Rechtspositionen von Ministerien, die ihm nicht passen.


Zur Sache: bereits mit Schreiben vom 12.09.2005 hat das Sozialministerium festgestellt, dass amtsärztliche Untersuchungen von Lehrkräften – etwa wegen Diensterleichterung nach längerer Krankheit zur Wiederherstellung der Gesundheit (§ 18 der Pflichtstundenverordnung) oder entsprechende Untersuchungen zur Gewährung von Stundenermäßigung bei Schwerbehinderung (§ 17 der Pflichtstundenverordnung)– kostenfrei sind.

Das Gesundheitsamt als Behörde des Kreises Offenbach verweigert betroffenen Kolleginnen und Kollegen die notwendigen amtsärztlichen Untersuchungen, da es von ihnen die Kosten nicht erstattet bekommt. 
Für die betroffenen Lehrkräfte gibt es keine Alternative, sie sind auf diese Untersuchungen angewiesen, denn ohne sie ist z.B. eine Diensterleichterung zur Wiederherstellung der Gesundheit nicht möglich. 

Das Staatliche Schulamt steht dieser Situation hilflos gegenüber, hat aber nach der Aufforderung des Gesamtpersonalrats bereits das Hessische Kultusministerium informiert. Aber auch dessen Versuche das Gesundheitsamt des Kreises Offenbach zur Durchführung der Untersuchungen zu veranlassen, sind bisher erfolglos geblieben. 

Der Gesamtpersonalrat hat weiterhin den Kreis Offenbach aufgefordert, schnellstens die Rechtsbindung wieder herzustellen und das Kreisgesundheitsamt unverzüglich mit den nötigen zeitnahen Untersuchungen zu beauftragen.

Betroffene, die erhebliche Nachteile durch diese unverständliche Haltung des Kreises Offenbach erleiden, erhalten von uns die notwendige rechtliche Unterstützung, wenn sie GEWerkschaftlich organisiert sind.
Mitarbeitergespräche

Die hessische Kultusministerin Wolff hat in Beantwortung einer Kleinen Anfrage im hessischen Landtag vom 10.5.05 folgende Voraussetzungen für den Beginn von Mitarbeitergesprächen benannt:

· die Schulleiterin bzw. der Schulleiter muss geschult sein;

· der Personalrat wurde beteiligt;

· die Lehrkräfte haben detaillierte Informationen über die anstehenden Mitarbeitergespräche erhalten;

· jeder, der aktiv Mitarbeitergespräche führt, hat selbst ein Mitarbeitergespräch mit seinem Dienstvorgesetzten geführt.

Zur Zeit beginnen nach unseren Informationen Mitarbeitergespräche an mehreren Schulen, obwohl die von der Ministerin geforderten Voraussetzungen nicht oder nur zum Teil erfüllt sind.

Die GEW-Fraktion im GPRLL wird sich gegenüber dem Staatlichen Schulamt dafür einsetzen, dass vor Erfüllung der genannten Bedingungen keine Mitarbeitergespräche an den Schulen durchgeführt werden.
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Gemäß § 62, Abs.1 Pkt.2 HPVG hat auch der Personalrat darüber zu wachen, dass geltende rechtliche Bestimmungen zugunsten der Beschäftigten eingehalten werden.

Stellenzuweisung 2006/07

Das Staatliche Schulamt hat gegenüber dem Gesamtpersonalrat erklärt, dass die Zuweisung für das nächste Schuljahr zu 100% mit den Zuschlägen erfolgt. Lediglich 250 Stellen (hessenweit) werden zurückgehalten. Das Schulamt wird 3 % seiner zugewiesenen Stellen nicht sofort verteilen, das entspricht ca. 95 Stellen.

Das Budget wurde noch nicht verteilt. Die Schulen mit „Selbstverantwortung Plus“ haben ihr Budget (Sach- und Personalbudget) bereits erhalten. 
In der Zuweisung werden die Schulleitungsdeputate neu festgesetzt, die Verteilung soll nach den Vorgaben des neuen Pflichtstundenerlasses erfolgen. 


"Unterrichtsgarantie plus": 

Gesamtpersonalrat weist Sabotagevorwurf zurück
Der Gesamtpersonalrat hat zu den Erklärungen der CDU-Landtagsfraktion bezüglich der Umsetzung von „Unterrichtsgarantie plus“, folgende Resolution beschlossen:

- Der Protest gegen „Unterrichtsgarantie plus“ beschränkt sich keineswegs auf die GEW. Diese 

  Stellungnahme hat der Gesamtpersonalrat, dem auch Vertreter des DLH, der UL und des VBE 

  angehören, einstimmig verabschiedet. Am 29.3. haben 146 Schulpersonalratsmitglieder ver-

  schiedenster Fraktionen und Richtungen aus Stadt und Kreis Offenbach eine Protestresolu-

  tion gegen „Unterrichtsgarantie plus“ einstimmig verabschiedet. Auch Personalversammlun-

  gen von Schulen, Schulleitungen sowie Eltern- und Schülervertreter haben sich bereits kri-

  tisch geäußert.
- Wir wehren uns gegen die Unterstellung von „Sabotageabsichten“ und „Obstruktionspolitik“. 

  Wir halten allerdings das Konzept „Unterrichtsgarantie plus“ für rechtlich bedenklich – diese  

  Bedenken werden übrigens von den Oppositionsfraktionen im Hessischen Landtag geteilt. 

  Wir befürchten weiter, dass der regelmäßige Einsatz mangelhaft ausgebildeter Billigkräfte die 

  Bemühungen um die Qualität der Schulbildung sabotiert, und die Schüler-Lehrer-Beziehung 

  durch häufig wechselnden Lehrereinsatz, der mit „Unterrichtsgarantie plus“ geplant ist, ge-

  fährdet wird. 

Wenn die CDU-Landtagsfraktion unseren Einwänden durch die Abschaffung von  Personalvertretungsrechten entgegenwirken will, zeugt dies von einem fragwürdigen Demokratieverständnis. Wir fordern die Hessische Landesregierung auf, die ohnehin bereits eingeschränkten Personalvertretungsrechte nicht noch weiter abzubauen und sich mit unseren Bedenken inhaltlich auseinander zusetzen. Wir fordern bereits seit Jahren eine Vertretungsregelung mit ausreichenden Mitteln für fest angestelltes qualifiziertes Personal. 
Kontakt

Der Gesamtpersonalrat ist telefonisch unter 069-80053-291 und per E-mail unter r.spatz@of.ssa.hessen.de erreichbar.
Verantwortlich: U. Simonis






















